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SCHRIFTLICHE ANFRAGE E-2482/08
von Jean-Pierre Audy (PPE-DE)
an die Kommission

Betrifft: Wirksamkeit der Zwangslizenzen und Notwendigkeit einer Überprüfung dieser Regelung

Auf der Grundlage der Doha-Erklärung über Handel und Gesundheit von November 2001 und des sie 
ergänzenden Abkommens von 2003 wurde beschlossen, dass die Erteilung einer Zwangslizenz für 
ein Patent möglich ist, wenn das antragstellende Land schwerwiegende Probleme im Bereich der 
öffentlichen Gesundheit hat. Diese Bestimmung der Erklärung von Doha wurde durch die Verordnung 
(EG) Nr. 816/20061 des Europäischen Parlaments und des Rates umgesetzt. 

Der Zweck besteht darin, dass – sofern in einem für diese Regelung anspruchsberechtigten 
einführenden Land, das Probleme im Bereich der öffentlichen Gesundheit hat und über keine 
Fertigungskapazitäten verfügt, ein Bedarf an patentrechtlich geschützten pharmazeutischen 
Erzeugnissen besteht – es jedem Berechtigten gestattet ist, eine Zwangslizenz zu beantragen, um 
diese Erzeugnisse selbst herzustellen und sie in das betreffende Land auszuführen. Allerdings 
scheinen die Bedingungen, die für die Beantragung von Zwangslizenzen zu erfüllen sind, in der 
Praxis nach wie vor sehr restriktiv zu sein, so dass das Problem des Zugangs zu Medikamenten in 
den nicht entwickelten Länder mit diesem Abkommen möglicherweise nicht vollständig gelöst wird.

Kann die Kommission in einer Zeit, da es im Zusammenhang mit Medikamentenfälschungen zu 
zahlreichen Problemen kommt, eine Einschätzung der Wirksamkeit dieses Systems und der 
Garantien für eine Abwehr der Gefahr von Rückimporten in die Länder des Nordens sowie im 
allgemeineren Sinne zur Sicherheit des geistigen Eigentums in diesem Bereich geben? 

Wäre es angebracht, dass die Europäische Union über andere, der Achtung des Rechts auf geistiges 
Eigentum angemessenere Regelungen nachdenkt, mit denen die Probleme im Gesundheitsbereich in 
den Ländern des Südens beseitigt werden können?
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